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(2) Eine besondere Form der Investitionskomplexe 
ist die Errichtung gemeinsam zu nutzender Anlagen 
und Einrichtungen, insbesondere unmittelbarer und 
mittelbarer Folgeinvestitionen, für mehrere an ver­
schiedenen Standorten bestehende oder neu zu errich­
tende Betriebe und Einrichtungen von Zweigen und Be­
reichen (nachstehend „Kombination von Investitionen“ 
genannt).

II.
■Bildung von Investitionskomplcxen 

§3
(1) Grundlage und Ausgangspunkt für die Bildung 

von Investitionskomplexen sind Unterlagen der Pla­
nung und Vorbereitung von Investitionen. Dazu gehö­
ren insbesondere
— Orientierungsziffern für Investitionen zum Perspek­

tivplan und zu den Jahresplänen,
— Programme zur Entwicklung der Wirtschaftszweige,
— Programme zur Entwicklung der Wirtschaftsgebiete,
— wissenschaftlich-technische Konzeptionen für wich­

tige Erzeugnisgruppen und Haupterzeugnisse,
— Bebauungsstudien und Flächennutzungspläne.

(2) Die Bezirks- und Kreisplankommissionen haben, 
in Zusammenarbeit mit den Staats- und Wirtschaftsor­
ganen, bei der Vorbereitung und Durchführung der 
Perspektivpläne die Investitionen der Zweige und Be­
reiche der Volkswirtschaft territorial zu koordinieren, 
um alle Möglichkeiten zur Bildung von Investitions­
komplexen zu nutzen. Die Staats- und Wirtschaftsor­
gane sind verpflichtet, den Bezirks- und Kreisplan­
kommissionen die dafür erforderlichen Materialien zu 
übergeben.

(3) Die Bezirksplankommissionen erarbeiten Vor­
schläge zur Bildung von Investitionskomplexen. Sie be­
ziehen in diese Arbeit die Kreisplankommissionen ein. 
Die Kreisplankommissionen erarbeiten in der Regel 
die Vorschläge für die Kombination von Investitionen. 
Der Vorsitzende der Bezirksplankommission kann da­
von abweichende Festlegungen treffen.

(4) Durch die Räte der Bezirke sind auf Vorschlag 
der Bezirksplankommissionen geeignete Investitionen 
für den Aufbau in Wohngebieten und Stadtzentren 
festzulegen. Die Bezirksplankommissionen bestimmen 
für diese Investitionen die Standorte. Die Hauptplan­
träger für den komplexen Wohnungsbau und den Auf­
bau von Stadtzentren haben diese Investitionen in die 
komplexen Pläne Wohnungsbau und Stadtzentren auf­
zunehmen.

(5) Die Staats- und Wirtschaftsorgane berücksichtigen 
bei der Erarbeitung von Programmen für die Entwick­
lung der Wirtschaftszweige und wissenschaftlich-tech­
nischer Konzeptionen für wichtige Erzeugnisgruppen 
und Haupterzeugnisse sowie bei der Planung, Vorbe­
reitung und Durchführung der Investitionen die Mög­
lichkeiten der Bildung von Investitionskomplexen zur 
Erreichung eines hohen volkswirtschaftlichen Nutz­
effektes.

(6) Die Bezirks- und Kreisplankommissionen begrün­
den die Koordinierungsvorschläge durch Studien, Gut­
achten und Stellungnahmen. Sie geben zur Ausarbei­
tung von Studien, Gutachten und Stellungnahmen

Aufträge an Projektierungseinrichtungen, wissenschaft­
liche Institute und Einrichtungen sowie an andere Or­
gane im Rahmen der dafür von den Bezirks- und 
Kreisplankommissionen geplanten Haushaltsmittel.

(7) Von den Bezirksplankommissionen sind in Zu­
sammenarbeit mit den beteiligten Staats- und Wirt­
schaftsorganen auf der Grundlage von Studien, Gut­
achten und Stellungnahmen Grundkonzeptionen für 
Investitionskomplexe auszuarbeiten. Grundkonzeptio­
nen sind Dokumente der Perspektivplanung. In der 
Anlage sind die Problemkreise enthalten, die für die 
Ausarbeitung einer Grundkonzeption für Investitions­
komplexe von Bedeutung sein können.

§4
(1) Zur Vorbereitung und Durchführung des Investi­

tionskomplexes schließen die als Planträger am Inve­
stitionskomplex beteiligten Staats- und Wirtschafts­
organe Koordinierungsvereinbarungen ab. Diese Koor­
dinierungsvereinbarungen werden auf der Grundlage 
der durch die Bezirksplankommission gemeinsam mit 
den beteiligten Staats- und Wirtschaftsorganen ausge­
arbeiteten Grundkonzeption für den Investitionskom­
plex abgeschlossen. In diesen Koordinierungsverein­
barungen sind insbesondere Festlegungen über die 
grundlegende Übereinstimmung zur Beteiligung am 
Investitionskomplex, über die komplexe Erschließung, 
über die gemeinsam zu nutzenden Anlagen und Ein­
richtungen, über die zeitliche Reihenfolge der einzel­
nen Vorhaben, über die Abgrenzung der Aufgabenbe­
reiche der einzelnen Planträger und des Hauptplanträ­
gers zu treffen.

(2) Durch die Bildung von Investitionskomplexen ist 
ein höherer Nutzeffekt zu erreichen als bei der Durch­
führung der Investitionen als Einzelvorhaben an ge­
trennten Standorten. Soweit bei einem der beteiligten 
Planträger nachweisbar durch die Beteiligung am In­
vestitionskomplex ein größerer materieller oder finan­
zieller Aufwand als bei der Durchführung als Einzel­
vorhaben an einem anderen Standort entsteht, können 
in den Koordinierungsvereinbarungen Festlegungen 
über den finanziellen Ausgleich für diesen Planträger 
getroffen werden. Dieser finanzielle Ausgleich ist in 
der Regel aus den finanziellen Einsparungen zu decken, 
die bei den übrigen Planträgern entstehen.

§5
(1) Für den Investitionskomplex wird nach Abschluß 

der Koordinierungsvereinbarungen entsprechend § 4 
Abs. 1 dieser Durchführungsbestimmung und nach Vor­
liegen der Grundkonzeption auf Vorschlag der Bezirks­
plankommission ein Hauptplanträger eingesetzt. Die 
Einsetzung erfolgt durch das dem vorgeschlagenen 
Hauptplanträger übergeordnete zentrale staatliche Organ. 
Soweit ein Planträger aus dem Zuständigkeitsbereich 
des Rates des Bezirkes als Hauptplanträger vorgesehen 
ist, erfolgt dessen Einsatz durch den Rat des Bezirkes. 
Wird keine Übereinstimmung zwischen der Bezirks­
plankommission und dem zentralen staatlichen Organ 
bzw. dem Rat des Bezirkes erzielt, entscheidet die Staat­
liche Plankommission über den Einsatz des Hauptplan­
trägers.

(2) Dem Hauptplanträger kann übertragen werden:
1. die Verantwortung für die Vorbereitung und 

Durchführung aller Investitionen des Investitions­
komplexes in der Regel einschließlich ihrer un-


